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kleber Beamtenwohnungen ). 


Aus dem großen, eben ſo ausgedehnten wie tiefgreifenden Ge— 
biete volkswirthſchartlicher Krankheits- und Heilmittellehre, welches 


Man denkt gemeiniglich, wenn von Wohnungsnoth die Rede 
iſt, vorzugsweiſe an die großen Städte: ſchon weil hier, aus bekannten 
Gründen, das Uebel am häufigſten, maſſenhafteſten, überhaupt am 
ſchlimmſten auftritt. Hiezu kommt aber noch ein anderes Moment. 
Die Großſtädte enthalten bekanntlich eine immer wachſende Quote 
der geſammten Volkszahl; und auch davon abgeſehen, wird ihr Einfluß 
auf das geſammte Volksleben mit der ſteigenden Centraliſation des⸗ 
ſelben von Jahr zu Jahr bedeutender. Sollte es jemals dahin kommen, 
daß unſere Hauptſtädte durch Permanenz, wohl gar Zunahme der 
Wohnungsnoth wirklich To zu ſagen moraliſch vergiftet würden, To 
wäre das ein Schade von unabſehlicher Furchtbarkeit für das ganze 
Volk. Man kann ſich kaum etwas Peinlicheres, Aufreizenderes vor— 
ſtellen, als wenn der Familienvater, der bisher die Seinigen rechtlich 
ernährt hatte, aus ſeiner lange beſeſſenen Miethwohnung, an der viele 
leicht ſein Erwerb, ſeine Kundſchaft hängt, durch einen neuen An⸗ 
ſiedier verdrängt wird und nun außer Stand geräth, wieder ein 
Obdach zu finden. Wo Viele zugleich hievon betroffen werden, da 
kann die Folge ſein, daß Manche in ihrer Verzweiflung gleichſam um 
ſich ſchlagen. Freilich wird das Uebel hiedurch nur noch ärger. Allein 
das wiederholt ſich ja leider oft, wenn unorganiſirte Maſſen ſich wett⸗ 
eifernd aus acuter Noth retten wollen, ſei es bei Feuers-, Waſſers-, 


heutzutage mit einem leider ſehr geläufigen Ausdrucke als „die Woh⸗ Hungersgefahr ıc., daß fie Dinge thun, wovon jeder Einzelne bei 


nungsfrage“ bezeichnet wird, ſei es mir — ſo bemerkt Roſcher — 
geſtattet, einen beſonderen Punkt hervorzuheben, der eine verhältniß— 
mäßig beſonders große Wichtigkeit hat, aber zum Glück auch beſonders 
leicht zu beſſern iſt. 
Ich meine die Wohnungsfrage der ſtändigen Beamten, dies Wort 
im weiteren Sinne genommen, ſo daß auch z. B. die Gemeinde— 
beamten, ſowie die öffentlich angeſtellten Lehrer dazu gehören. 
Welchen mächtigen Einfluß die Art der Wohnung nicht bloß 
auf das Behagen, ſondern auf das geſammte wirthſchaftliche, ja ſittliche 
Leben des Menſchen zu üben pflegt, iſt oft genug beſprochen worden. 
Alſo namentlich, wie die Tugenden der Sauberkeit, Ordnungsliebe, 
Sittſamkeit, alles dasjenige, was in dem Schönen Worte Häuslichkeit | 
enthalten iſt, aufs Engſte mit der Wohnung zuſammenhängen. Von 
einem gewiſſen Grade der Wohnungsnoth an wird die Ausübung, 
geſchweige denn die Anerziehung dieſer unentbehrlichen Tugenden für 
gewöhnliche Menſchen faſt unmöglich: was für die Beſſeren ein ebenſo 
ſchwer empfundenes Unglück iſt, wie für die ſittlich minder Starken 
eine ununterbrochene ſchwere Verſuchung und Abſtumpfung. Selbſt 
ohne eigentliche Schlechtigkeit der Wohnung hat ſchon der bloße häufige 
Wechſel, zu dem man gezwungen ift, dieſe nomadische Unſicherheit 
(ohne die Freiheit des Nomaden 9), da es ſich hier um den äußeren 
Rahmen des ganzen Familienlebens handelt, gar leicht den Erfolg, 


die Geſinnung aus einer bürgerlichen zu einer halb vagabundiſchen 
herabzudrücken. 


} 


) Nach einem Aufſa 


g N Be von Wilhelm Roſcher in „Im Nenen Reich”, repro— 
ducirt aus der „Deutf 


chen Gemeinde⸗Zeitung“. 


ruhiger Ueberlegung ſich eingeſtehen müßte, fie können das Verderben 


nur noch befördern. Welch' ein Unglück, wenn die Stimmungen der 
Wohnungsnoth in nuuſeren Hauptſtädten epidemiſch würden!“) 

Sehr Vieles nun, was die großen Städte in dieſer Hinſicht 
einer beſonderen Beachtung von Seiten des Staates empfiehlt, gilt 
auch vom Beamtenſtande. 

Natürlich iſt die Demoraliſirung und Verbitterung jeder ein— 


zelnen Berufsclaſſe ein Unglück für das ganze Volk; aber die des 


Beamtenthums ſchadet dem Ganzen und deſſen berufsmäßigem Ber: 
Vertreter, dem Staate, doch am unmittelbarſten. Gerade ſo, wie der 
Staat unſtreitig dabei intereſſirt iſt, daß jede Claſſe des Volkes 
gehörig für ihren Beruf vorgebildet werde, aber auch hier wieder am 
directeſten und unzweifelhafteſten bei der Vorbildung ſeiner eigenen 
Beamten. — Es iſt neuerdings oft beſprochen, wie ſehr Beamten— 


Auch im Alterthume finden wir auf der entſprechenden Entwicklungsſtufe 
der Volkswirthſchaft arge Symptome großſtädtiſcher Wohnungsnoth. Dahin ge⸗ 
hört die entſetzliche Höhe der Häuſer in Rom, wovon Vitrur (II, 8) redet. Nach 
Ariſtides Lobrede auf Rom (S. 199) war dieſe Stadt ſo hoch aufgeſtockt, daß ſie, in 
lauter Erdgeſchoſſen ausgebreitet, bis an's adriatiſche Meer gereicht hätte. Schon 
unter Cäſar ſcheint der Miethpreis in Rom etwa viermal jo hoch geweſen zu fein, 
wie im übrigen Italien (Sueton. Cäfar 38). Ganz beſonders aber iſt Juvenal's III. 
Satire voll Klagen über die hochanfgetreppten, ganz unſolide gebauten, darum ge⸗ 
ſundbeits⸗ und feuergefährlichen, aber doch unmäßig theueren Miethwohnungen der 
überfüllten Hauptſtadt, wo man für ein dunkles Logis jährlich ſo viel zahlen mußte, 
wie in mancher Provinzialftadt ein Haus mit Garten zu kaufen koſteie. — Wenn 
nach Strabo (XVI, S. 757) die altberühmte Handelsſtadt Tyrus noch mehrſtöckiger 
als Rom gebaut war, ſo denken wir dabei unwillkürlich an die ſchweren Social⸗ 
krankheiten und Socialrevolutionen, welche dort gewüthet haben (vgl. Juſtin 
XVIII, 3). 


gehalte, die in einer entwertheten Papiervaluta gezahlt werden, oder 
ſonſt im Sachwerthe geſunken find, den Staatsdienſt geſchädigt 
haben; wie ſchlechte Beamte ihren Verluſt auf indirectem und höchſt 
gemeinſchädlichem Wege oft viel mehr als einbringen; wie ſchwer 
die, vielleicht in einem Jahrzehnt eingeriſſene, Verderbniß nachher in 
ganzen Menſchenaltern geheilt werden kann. Alles dieſes paßt auch 
auf unſern Fall. Ja, unter ſämmtlichen Arten, wie ein Beſoldungs⸗ 
zuſchlag bewilligt werden kann, um bei geſunkenem Geldpreiſe den 
Sachwerth der Amtsbezüge unverändert zu erhalten, iſt die Gewäh— 
rung eines Naturalquartiers in vieler Hinſicht die beſte, weil ſie 
ohne die ſonſtigen Schattenſeiten der Beſoldung in natura, wirklich 
genau ſo weit, aber nicht weiter geht, als der Staat beabſichtigt hat. 
Sind die wenigen, bisher ſchon vorhandenen Officialwohnungen, 
z. B. der Landbeamten, oft viel zu groß, ſo hängt das mit ihrem 
geſchichtlichen Hervorgehen aus alten Schlöſſern ꝛc. zuſammen, und 
würde bei einem ſyſtematiſchen Neubau im Großen leicht zu ver— 
meiden ſein. Es iſt neuerdings, mehrfach ein Servicegeld eingeführt, welches 
die Civilbeamten in ähnlicher Weiſe erhalten ſollen, wie bisher die Offi— 
ciere. Aber wie ſchwer wird man hierbei verhindern, daß nicht ent⸗ 
weder mehr oder weniger bewilliget werde, als die Wohnungsvertheuerung 
beträgt! Wie bald wird, bei Fortdauer der Vertheuerungsurſachen, eine 
Zulage zu dieſem Service nöthig! In Städten, wo die Wohnungs⸗ 
neth beſonders acut auftritt, wäre ſehr zu fürchten, daß von uner⸗ 
jättlichen Hausherren die ganze Gehaltsaufbeſſerung, die ja notoriſch 
iſt, ſofort zu einer neuen Steigerung des Miethzinfes benutzt werden 
möchte. 

Zu den ſchlimmſten Seiten der Wohnungsnoth gehört die große, 
oft in demüthigendſter, aufregendſter Weiſe gemißbrauchte Abhängigkeit, 
in welche ſie den Miether gegenüber dem Hausherrn verſetzt. Offenbar 
um fo ſchlimmer, je raſcher durch Speculationsverkäufe die Perſon 
diefer letzteren wechtelt, was jetzt mitunter ſchon durch bloße Ueber— 
tragung von Schlußzetteln geſchieht! Ebenſo, je häufiger die Haus⸗ 
herren ungebildete, oft nicht einmal wirklich wohlhabende Menſchen 
ſind. — Auch hier müſſen wir nun ſagen, daß gerade für Beamten 
ein ſolches Clientelverhältniß gegenüber Privatleuten, die zum Theile 
beſonders unerwünſchte Patrone ſein mögen, etwas beſonders Gemein— 


ſchädliches hat. Die gut geleiteten Domänenbehörden hatten vormals 
den Grundſatz, auch wenn ſonſt alle Kammergüter verpachtet waren, 
doch einzelne Aecker, Wieſen ꝛc. übrig zu behalten und den auf dem 
Lande wohnenden Beamten als Theil ihrer Beſoldung zu überlaſſen. 
Da nämlich für Milch, Gemüſe ꝛc. noch kein regelmäßiger Markt 
vorhanden war, ſo mußte jede Familie dergleichen Producte im eigenen 
Haushalte ſelbſt erzielen. Man fandes aber mit Recht unpaſſend, weun der 
Beamte in dieſer Hinſicht mit einzelnen Bauern als Parcellenverpäch— 
ter ꝛc. in eine Privatbeziehung träte, die feine, über alle Privat⸗ 
intereſſen des Amtsſprengels erhabene Stellung entweder wirklich ge— 
fährden oder wenigſtens verdächtigen könnte. — Sollte nicht derſelbe 
Gedanke in unſeren Großſtaͤdten anwendbar fein, wo es ſich um ein 
ſo viel breiter und tiefer gehendes Bedürfniß, wie das der Wohnung 
handelt? 

Eine ſehr gewöhnliche Folge der Wohnungsnoth beſtebt darin, 
daß jetzt viele Menſchen, um zu ſparen, mehr und mehr entlegene 
Quartiere aufſuchen: entlegen, ſei es in horizontaler, ſei es in ver⸗ 
ticaler Richtung, alſo entweder in einer unmäßig fernen Vorſtadt, 
oder aber in einem unmäßig hohen Stockwerke. Welche Kraftver⸗ 
geudung liegt aber hierin durch die weiten Wege zum Arbeitsplatze! 
Man zahlt dann zwar aus ſeinem Beutel weniger, deſto mehr aber 
mit ſeiner Lunge, ſeinen Muskeln, ſeiner Zeit! Offenbar ſind Opfer 
dieſer Art bei jeder Berufsclaſſe ein Schaden für das Volk im 
Ganzen; aber auch hier wieder am unzweifelhafteſten und unmittel— 
barſten, wenn fie den Beamten auferlegt werden. Für gewiſſe Ka⸗ 
tegorien des Beamtenſtandes iſt das längſt anerkannt. Bei Vor⸗ 
ſtehern von Sammlungen, akademiſchen Uebungsinſtituten, bei Schul⸗ 
directoren, Hospitalärzten ꝛc. weiß Jedermann, dab fie mit gleicher 
Anſtrengung viel mehr leiſten. wenn fie in der Anſtalt ſelbſt woh⸗ 
nen. Eben dasſelbe gilt von allen den Beamten, deren Amt eine 
fortwährende Bereitſchaft erfordert: alſo nicht bloß von gewiſſen 
Subalteruen, ſondern gerade auch von den oberſten Spitzen vieler 
Behörden, wie namentlich den Miniſtern. Aber auch von allen 
übrigen iſt aus ähnlichen Gründen wenigſtens zu wünſchen, daß ſie 
in der Nähe ihres Amtslocales wohnen. — Liegen die Amtswoh⸗ 


nungen dicht neben einander, ſo können ſie noch eine weitere gute 
Wirkung haben, nicht bloß für das Lebensglück, ſondern auch für 
die Berufsthätigkeit der Beamten. Der perſönliche Verkehr unter 
ihnen, der nun auch außerhalb der Sitzungen möglich wird, erleich— 
tert eben ſo ſehr einen lebendigen Austauſch der Meinungen über 
die wichtigeren Geſchäftsfragen, wie die Bildung eines würdigen 
Esprit de Corps, der vorübergehend bald nach oben zu, bald nach 
unten unbequem ſein mag, auf die Dauer jedoch nach allen Seiten 
unſchätzbar iſt. Dieſe beiden Folgen ſind bedeutſam zumal für ſolche 
Aemter, die nicht in einzelnen Leiſtungen gleichſam aufgehen, ſondern 
Kopf und Herz des ganzen Menſchen in Auſpruch nehmen. 

Ich ſpreche hier aus eigener glücklicher Erfahrung. Die Blüthe 
der Univerſität Leipzig wird in nicht geringem Grade unter— 
ſtügt durch den anſehnlichen ſtädtiſchen Grundbeſitz der Anſtalt, 
welcher, abgeſehen von 13 Quartieren der Aſſiſtenten, 34 der Haus- 
männer ꝛc., ihren ſämmtlichen Profeſſoren und dieſen ähnlich ge— 
ſtellten Beamten größere oder kleinere Familienwehnungen bieten 
könnte ). Dieſe liegen zum Theil zin den Gebäuden der afadent- 
ſchen Inſtitute ſelbſt, zum größten Theil in der Nähe der haupt— 
ſächlichſten Auditorien, Sammlungen ꝛc., und gewähren ihren Bewoh— 
nern eine Raumbehaglichkeit. eine Wohnſicherheit, eine Leichtigkeit des 
Verkehrs mit wiſſenſchaftlichen Freunden und Apparaten, wie ſie meiſt 
nur in kleinen Univerſitätsorten vorkommt, während Leipzig doch 
übrigens alle Vortheile großſtädtiſchen Lebens genießt. Wie glücklich 
müßte ſich die Berliner Univerſität ſchätzen, wenn dort ein Quartier 
latin beſtände, welches die akademiſchen Anſtalten und die Amtswoh— 
nungen der meiſten Profeſſoren umfaßte, und in deſſen Nähe dann 
auch die Mehrzahl der Studirenden wohnen würde! 

Noch iſt ein Billigkeitsgrund nicht zu überſehen. Privatper- 
ſonen, welche neu in die großen Städte ziehen und nun von der 
dortigen Wohnungsnoth mitbetroffen werden, müſſen ſich ſagen, daß 
nur ihr eigener Entſchluß ſie zum Eintritt in das Gedränge, ja zur 
Steigerung desſelben veranlaßt hat. Privatperſonen. welche ſchon ſeit 
längerer Zeit in der Stadt lebten, werden wenigſtens vom Staate 
nicht abgehalten, aus dem Gedränge auszutreten. Bei Staatsbeamten 
hingegen iſt der Staat ſelbſt, bei Gemeindebeamten die Gemeinde 
ſelbſt Urſache, weßhalb ſie nicht fortziehen können, ſowie vorher die 
Urſache, weßhalb ſie einziehen mußten. Dieſer dreifach abſtufende 
Unterſchied Sollte in allen Phaſen der vorliegenden Frage wohl be— 
achtet werden. 

Wie wäre es nun, wenn in allen von der Wohnungsnoth be— 
drängten Orten Staat und Gemeinde wenigſtens für ihre ſtän— 
digen Beamten feſte Naturalquartiere einrichteten, durch Ankauf, beſſer 
noch durch Neubau von Häuſern? Sie hätten damit erreicht, was in 
der Kirche ſeit unvordenklicher Zeit beſteht und dafür ganz unentbehr⸗ 
lich gilt. Die anderweitigen Mittel, die man früher wohl zu dem⸗ 
ſelben Zwecke verſucht hat, ſind heutzutage nicht mehr praktiſch. So 
hatte z. B. in Wien noch um die Mitte des vorigen Jahrhunderts 
der Staat Anſpruch auf die Hälfte jedes Privathauſes. Diefe benutzte 
er zu den ſogenannten Hofquartieren der Beamten, die alsdann einen 
Miethzins nur von etwa 10 pCt. des wahren Preiſes bezahlten. Eine 
ſolche regaliſtiſche Form hoher Hausbeſteuerung widerſpricht dem Geiſte 
unſerer heutigen Volkswirthſchaft eben fo gründlich, wie die Polizei⸗ 
willkür, womit unter Ludwig XIII. das Pariſer Parlament, 1652 
und noch 1772 der König (in Verſatlles) gegen übertriebene 
Miethzinſe einſchreiten zu dürfen behauptete. 

Bei den butgetbewilligenden Inſtanzen unſerer Zeit, wie Land⸗ 
tagen ꝛc., findet man nicht ſelten eine gewiſſe Abneigung gegen die 
Naturalquartiere der Beamten. Wie viel Mühe hat es mitunter ger 
foftet, ſelbſt in übrigens recht einſichtsvollen Stadtverordnetencollegien, 
beim Neubau einer Schule nur die Wohnung des Directors im An— 
ſtaltsgebäude durchzuſetzen! Man fürchtet, es möchte auf ſolche Art 
die Rechnungsklarheit, wohl gar das Bewilligungsrecht des Budgets 
gefährdet ſein. — Allerdings, war eine Dienſtwohnung beim Einzuge 
des Beamten jährlich 200 Thlr. werth, und iſt nach einem Jahr⸗ 
zehnt auf 300 Thlr. Werth geſtiegen, ſo hat es den Anſchein, als 
läge hier eine, von der bewilligenden Behörde vielleicht gar nicht be- 
abſichtigte jedenfalls nicht genau voraus- oder nachzurechnende Ges 
haltszulage vor. 


) Außer 9 Wohnungen von Inſtituts⸗Vorſtänden befigt die Univerſität ge · 
genwärtig nicht weniger als 156 Miethwohnungen. 


Aber das iſt doch eben nur Schein. Bei der Feſtſetzung eines 
Beamtengehalts denkt ſchwerlich Jemand explicite an das Gewicht 
feinen Goldes oder Silbers, welches die verſprochenen Münzen ent» 
halten, ſondern die Meiſten nur an die Menge von Lebensnothwen⸗ 
digkeiten und Annehmlichkeiten, welche dafür gekauft werden können. 
Der Gebrauchswerth iſt überall die Grundlage des Tauſchwerthes. 
Ein Geldbetrag alſo des Gehaltes, der mit der Vertheuerung ſo 
unzweifelhafter Nothwendigkeiten, wie die Wohnung, entſprechend 
höher wird, iſt doch nichts weniger, als eine Zulage zu dem Früher: 
bewilligten, ſondern nur die Abwehr eines ganz unverdienten Gehalts— 
abzuges. Wohl muß das Streben, alle wirthſchaftlichen Größen unter 
den gemeinſamen Nenner des Geldes zu bringen, überhaupt das 
Fortſchreiten von der Natural- zur Geldwirthſchaft, im Allgemeinen 
als ein Moment höherer Cultur bezeichnet werden. Daraus folgt aber 
noch nicht, daß es heilſam wäre, dieſes Streben rückſichtslos in alle 
äußerſten Conſequenzen durchzuführen. Wie wenige Beſtrebungen des 
ſchwachen, Irrthum und Sunde fo ausgeſetzten Menſchen vertragen 
überhaupt ihre äußerſten Conſequenzen!?) Niemand wird z. B. 
a auch die Amtslocale von Privat⸗Hauseigenthümern zu miethen, 
N die Wohnung und Uniformirung der gemeinen Soldaten von 
dieſen ſelbſt im Wege des Einzelverkehrs beſchaffen zu laſſen. Die 
allgemeine Wehrpflicht ſtatt der Soldatenwerbung, die Geſchwornen⸗ 
gerichte ſtatt der beſoldeten Richtercollegien, überhaupt die vielen un⸗ 
bezahlten Ehrenämter find ökonomiſch unzweifelhafte Rückfälle aus 
der Geld⸗ in die Naturalwirthſchaft und gelten doch allgemein für 
Lichtſeiten unſerer Gegenwart, indem ſie die Perſönlichkeiten, woraus 
bas Volt zuſammengeſetzt iſt, mehr fördern, als die Production ma⸗ 
terieller Guter dadurch gehindert wird. Auch hier bewährt ſich der 
Satz: Was hälfe es dem Menſchen, wenn er die ganze (äußere) 
elt gewänne, und nähme an ſeiner Seele Schaden? 

) Wie Grillparzer in einem kürzlich erſt gedruckten ſchönen Aphorismus 


jagt: Der Ungebildete ſiebt nur das Einzelne, der i i 
ag t t nur de der Halbgebildete nur die Regel, der 
Ganzgebildete auch die Ausnahmen. a De! * 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum Begriffe des T 
Geſetzes über das Ve 
N G. Bl. ( 
eines auf p 


hatbeſtandes der Uebertretung des $ 35 des 
reinsrecht vom 15. November 1862, Nr. 13 
Ausdehnung der Thatigkeit eines nicht politiſchen Ver: 
olitiſche Angelegenheiten durch Eingreifen in Gemeinde⸗ 
rathswahlen :). 


1. 


A., Obmann des ſteiermärkiſchen Beamtenvereines, C., Ob⸗ 
mann des Grazer Lehrervereines und D., Präſident des ſteiermärki⸗ 
ſchen Gewerbevereines, wurden von dem Gerichte erſter Inſtanz der 
lebertretung des § 35 des Vereinsgeſetzes ſchuldig, vom Obergerichte 
aber dieſer Uebertretung nicht ſchuldig erkannt. 

In der gegen das obergerichtliche Nichtſchulderkenntniß ge⸗ 
richteten Berufung führte die Staatsbehörde aus: Obmann C. habe 
bei der Verhandlung zugegeben, daß der Lehrerverein ein nicht poli— 
tiſcher Verein ſei; aus dem Umſtande, daß in den Statuten des 
Lehrervereines die Befugniß zur Gründung von Zbweigvereinen nicht 
aufgenommen iſt, könne nicht geſchloſſen werden, daß dieſer letztere 
ein politiſcher ſei, da ja nach dem Vereinsgeſetze die Statutenbe— 
ſtimmung für nicht politiſche Vereine nur geſtattet aber nicht vor- 
geſchrieben ſei. Aus den Statuten des Lehrervereines folge vielmehr, 
daß er ein nicht politiſcher ſei, weil in den §§ 9 und 13 der 
Statuten die Zuläſſigkeit der Aufnahme von Frauensperſonen und 
Ausländern als Vereinsmitgliedern ausgeſprochen iſt, welche Zu⸗ 
laſſung durch § 30 des Vereiusgeſetzes bei politiſchen Vereinen ums 
bedingt verboten iſt. Daß die Förderung der Volksſchulintereſſen mit 
dem Staate in unmittelbarem Zuſammenhaug ſtehe, genüge nicht, 
den Verein als einen politiſchen auerkennen zu können, ein Zuſam⸗ 
menhang mit allgemeinen öffentlichen Jutereſſen liege auch bei Ver⸗ 
einen der Kaufleute, Induſtriellen und Beamten vor. Wenn der 
Lehrerverein, wie das Obergericht annehme, ein politiſcher Verein ſei, 
ſo wäre deſſen Obmann wegen Uebertretung des § 33 des Vereins⸗ 
geſetzes (wegen der Verbindung mit anderen Vereinen) zu beſtrafen 
geweſen. Die weitere Frage des Thatbeſtandes der Uebertretung des 
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8 35 des Vereinsgeſetzes, ob nämlich das nachgewieſene Eingreifen 
in die Gemeinderathswahlen eine Ausdehnung der Thätigkeit der ge⸗ 
nannten Vereine auf politiſche Angelegenheiten involvire, müſſe bejaht 
werden, denn nach dem Gemeindeſtatute der Stadt Graz werden 
alle Geſchäfte zunächſt durch den Gemeinderath beſorgt . 
Wenn es auch richtig ſei, daß die fraglichen drei Vereine an der 
Vertretung im Gemeinderathe ein großes Intereſſe haben, ſo ſtehe 
es ihnen, beziehungsweife ihren Mitgliedern frei, ſich außerhalb der 
Vereine als Agitationscomité zu conſtituiren. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 
10. März 1874, 3. 2057 dieſer Berufung der Staatsanwaltſchaft 
keine Folge gegeben und das obergerichtliche Urtheil beſtätigt: „in 
der Erwägung, daß abgeſehen von der Frage, ob der Lehrerverein 
ein politiſcher Verein iſt, worüber der Ausſpruch der Landesſtelle im 
Sinne des § 35 des Geſetzes vom 15. November 1867, 3. 134 
nicht vorliegt — die Betheiligung des Beamten-, Gewerbe- und 
Lehrervereines an der Gemeinderathswahl und beziehungsweiſe an 
einem Agitationscomité für dieſelbe, nicht als eine politiſche Angele— 
genheit im Sinne des Vereinsgeſetzes angeſehen werden kann“. 


II. 


A., Obmann des Vereines der Kaufleute und Induſtriellen, 
wurde von dem Gerichte erſter Inſtanz der Uebertretung des § 35 
des Vereinsgeſetzes ſchuldig, vom Obergerichte aber nicht ſchuldig erkannt. 

In der gegen das obergerichtliche Nichtſchulderkenntniß gerich» 
teten Berufung führte die Staatsbehörde aus: Die von dem Vereine 
der Kaufleute, einem nicht politiſchen Vereine, bethätigte Handlungs⸗ 
weiſe, daß er nämlich in ſeiner Verſammlung Abgeordnete zu dem 
von Seite des Communalvereines wegen der Gemeinderathswahlen 
gebildeten Agitationscomité gewählt hat, ſei eine politiſche Thätig⸗ 
keit. Aus dem Intereſſe allein, welches die Kaufmannſchaft an ihrer 
guten Vertretung in der Gemeinde hat, könne nicht gefolgert werden, 
daß eine an und für ſich politiſche Thätigkeit gerade dem Vereine 
der Kaufleute gegenüber als eine nicht politiſche angeſehen werden 
ſoll und zwar um ſo weniger als § 35 des Vereinsgeſetzes der 
Förderung dieſes Intereſſes gar nicht hinderlich iſt, da es den Kauf⸗ 
leuten und Induſtriellen frei geſtanden wäre, außerhalb des Ver⸗ 
eines ein Wahlcomité aus Berufsgenoſſen und auf dieſem Wege 
eine Wahlagitation zu bilden. Würde lediglich das Intereſſe die 
Ausſchreitung der Vereinsthätigkeit legitimiren, fo müßte folgerichtig 
ein Eingreifen in die Wahlagitation von Seite anderer nicht politi⸗ 
ſcher Vereine, z. B. von Seite des hiſtoriſchen, landwirthſchaftlichen 
Vereines geſetzlich zuläſſtg fein; es könnten ſonach ſämmtliche nicht 
politiſche Vereine ſich in politiſche verwandeln und es würde dadurch 
ein wichtiger Theil des Vereinsgeſetzes illuſoriſch. In conſequenter 
Durchführung des Ausſpruches des Oberg erichtes könnte auch darin 
nichts Ungeſetzliches erblickt werden, wenn der Verein der Kaufleute 
und Induſtriellen, für deſſen Mitglieder und Fachgenoſſen die Ver⸗ 
tretung im Reichsrathe von größerer Bedeutung als jene im Ge— 
meinderathe iſt, ſich als Reichsrathswahlcomité conſtituiren oder gar 
einzelne Acte der Geſetzgebung oder Verwaltung anmaßen würde. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Eatſcheidung vom 10. 
März 1874, 3. 2058 dieſer Berufung der k. k. Staatsanwaltſchaft 
keine Folge gegeben und das obergerichtliche Erkenntniß beſtätigt. 

Ger.⸗Ztg. 


—— — —̃ä 


Der Heimatſchein documentirt, daß die Perſon, 

das durch dieſe Urkunde beſtätigte Heimatrecht ſchon vor dem Zeit⸗ 

punkte der Ausſtellung des Heimatſcheines beſeſſen habe, inſoweit 

nicht die Dauer des Beſitzes des Heimatrechtes nach dem Titel der 
Erwerbung desſelben erweisbar iſt. 


der er ertheilt iſt, 


In der vor den untern Inſtanzen nicht zur Entſcheidung ge⸗ 
brachten Zuſtändigkeitsangelegenheit der Barbara K. (nun verehelichte 
B.) und deren unehelichen Tochter Thereſia K., welche am 12. Jänner 
1863 im Alter von 19 Jahren im Wiener allgemeinen Krankenhauſe 
| geftorben iſt, hat das Miniſterium des Innern ddo. 19. April 1874, 
Z. 3891 folgende Entſcheidung gefällt: 

„Nach Lage der Verhandlungsacten handelt es ſich darum, in 
welcher Gemeinde a) Barbara K. zur Zeit ibrer Verpflegung im 
Bezirkskrankenhauſe zu Sechshaus vom 16. bis 26. März 1867 
und b) ihre Tochter Thereſia K. zur Zeit ihrer Verpflegung im 


Wiener allgemeinen Krankenhauſe vom 9. bis 12. Jänner 1863 
heimatberechtigt war, nachdem Barbara K. durch ihre im Monate 
Juni 1871 erfolgte Verehelichung mit dem nach P. in Böhmen 
zuſtändigen Anton B. erſt damals das Heimatrecht ihres Gatten 
erlangt hat, dagegen Thereſia K. am 12. Jänner 1863 im Kranken⸗ 
hauſe verſtorben iſt. 

Was nun das Heimatrecht der Barbara K. anbelangt, liegt es 
durch die Verhandlungsacten nachgewieſen vor, daß derſelben ſeitens 
des k. k. Bezirksamtes S. in Böhmen am 9. April 1863 ein für 
die Gemeinde Z. ausgeſtellter und laut amtlicher Heimatſchein⸗Vor⸗ 
merkung die Gemeinde Z. bei L. betreffender Heimatſchein erfolgt 
worden iſt. In Erwägung, daß nach § 32 des Heimatgeſetzes vom 
3. December 1863 der Heimatſchein eine Urkunde iſt, welche be⸗ 
ſtätigt, daß der Perſon, welcher er ertheilt wird, das Heimatrecht in 
der Gemeinde zufteht, und in weiterer Erwägung, daß der Aus⸗ 
nahmsfall des § 35 des obigen Geſetzes im vorliegenden Falle nicht 
eintritt, findet das Miniſterium des Junern zu erkennen, daß Bar⸗ 
bara K. auf Grund des Heimatſcheines bis zu ihrer im Jahre 1871 
erfolgten Verehelichung an Anton B., ſomit auch zur Zeit ihrer 
Verpflegung im Jahre 1867 nach §§ 3, 32 und 35 des Geſetzes 
vom 3. December 1863 in der Ortsgemeinde L., zu welcher die 
Cataſtralgemeinde Z. gehört, heimatberechtigt war. 

Da ſowohl nach den gegenwärtigen als nach den älteren ge— 
ſetzlichen Beſtimmungen, uneheliche Kinder dem Heimatrechte ihrer 
Mutter folgen, fo wird weiter erkannt, daß auch Thereſia K. bis zu 
ihrem Tode das Heimatrecht der Gemeinde L. beſeſſen hat, weil 
nicht nachgewieſen erſcheint, daß die Mutter Barbara K. durch aus⸗ 
drücklichen Beſchluz der Gemeinde L. erſt am 9. April 1863 in 
den Gemeindeverband von L. aufgenommen wurde ), mithin ange⸗ 
nommen werden muß, daß der Titel, im Grunde deſſen ihr der 
Heimatſchein damals ausgefertigt worden tft, bereits früher und auch 
ſchon zu Lebenszeit ihrer Tochter Thereſia vorhanden war“. 

Kn. 


Streitig war nämlich in den Verhandlungen die Frage, ob für die ſchon 
vor der Ausſtellung dieſes Heimatſcheines hen am 12. Jänner 1863 verſtorbene 
Thereſia K. das Heimatrecht nach der Mutter Barbara K. zur Gemeinde L., welches 
ſich auf den Heimatſchein erſt vom 9. April 1863 ſtützte, rechtmäßig abzuleiten war. 


Erzeugung parfumirter Tinte gehört nicht zum Parfumeriegewerbe. 


Ferdinand F. hat im Jahre 1852 ein Parfumeurbefugniß für 
W. erhalten, welche Coneeſſionsverleihung vom Handelsminiſterium 
unterm 23. Februar 1853 beſtätigt worden iſt. Ueber eine Anzeige 
der Steueradminiſtration ddo. Mai 1872, daß F. ſich mit der Er⸗ 
zeugung von Alizarin⸗ und Copirtinte befaſſe, ohne hiefur Steuer 
zu zahlen, ließ der Magiſtrat einen Localaugenſchein im Geſchäfte 
desſelben vornehmen, wobei die Richtigkeit der erwähnten Anzeige 
conſtatirt worden iſt. Bei feiner Vernehmung erklärte F., die Erzeu⸗ 
gung der parfumirten Tinte ſchon ſeit 1853 zu betreiben, und halte 
er ſich hiezu auf Grund der Parfumeurconceſſton für berechtigt, weil 
eben die Parfumerieartikel aus einfachen chemiſchen Miſchungen be- 
ſtehen. Die parfumirte Tinte bilde einen Hauptartikel ſeines Geſchäf— 
tes, weßhalb er deren Erzeugung nicht aufgeben könne; nichtparfu⸗ 
mirte Tinte habe er nie erzeugt. Der Vorſteher der Seifenſteder und 
Parfumeure und der Vorſteher der Erzeuger einfacher chemiſcher Mi⸗ 
ſchungen gaben ihr Gutachten dahin ab, daß F. als Parfumeur zur 
Erzeugung von Tinte nicht berechtigt ſei, weil deren Parfumirung 
nur die Nebenſache bilde und ſchließlich jedes Fabricat wohlriechend 
gemacht werden könne. 

Auf Grund deſſen erkannte der Magiſtrat den Ferdinand F. 
der Uebertretung des § 132 lit. a der Gewerbeordnung durch den 
unangemeldeten Betrieb der Tintenerzeugung ſchuldig und verurtheilte 
denſelben zu einer Geldſtrafe von 5 fl. mit dem Auftrage, „dieſen 
Geſchäftsbetrieb ſogleich einzuſtellen oder aber ordentlich anzumelden“. 

F. recurrirte gegen dieſes Erkenntniß an die Statthalterei und 
producirte ein Zeugniß von Wer Kaufleuten vom Jahre 1852, 
welches er ſchon feinen Gewerbsgeſuche um die Verleihung des Par- 
fumeriebefugniſſes beigelegt hatte und worin ihm beſtätigt wird, „daß 
ſeine Parfumeriewaaren als: Wachs- und Tiegelpomade, Delertracte, 


ſowie auch angenehm riechende Carmin- und Copirtinte ꝛc. ihn in 
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jeder Beziehung als einen Mann von Fachkenntniß und Geſchmack 
beurkunden“. Auf Grund dieſes Zeugniſſes habe er die Parfumerie⸗ 
conceſſion erhalten und mußte er ſich zur Tinteuerzeugung um fo 
mehr für berechtigt halten, als gerade die Fabrication parfumirter 
Tinte ſeine Specialität ſei und er auch im Jahre 1852 in ſeinem 
Gewerbsgeſuche dieſe Tintenerzeugung als Hauptbeſchäftigung ange⸗ 
geben habe. 

Die Statthalterei hat dem Recurſe keine Folge gegeben. Die 
weitere Berufung wurde vom Miniſterium des Innern unterm 6. De— 
cember 1873, 3. 16.097, in Hinblick auf § 150 der Gewerbeord— 
nung als unſtatthaft zurückgewieſen. E 


Verordnung. 
Erlaß des Minifters des Innern vom 24. April 1874, J. 4404, betreffend Ermüch 


tigung der 1. f. Polizeidirectionen zur Ausſtellung von Leumundszeuguiſſen in nega⸗ 
tiver Form. 

Aus Anlaß vorgekommener Anfragen finde ich mich beſtimmt, die Vorſchrift 
der beſtandenen k. k. oberſten Poltzei⸗ und Cenſur-Hofſtelle vom 2. Mai 1824, mit 
welcher die Ausſtellung von Moralitätszeugniſſen an Parteien ſeitens der Polizei 
behörde unterſagt worden iſt, zu modificiren und die landeofürſtlichen Polizeidiree— 
tionen zu ermächtigen, falls ſonſt kein beſonderes Bedenken obwaltet, derlei Leumunds—⸗ 
zeugniſſe an Parteien über deren Anſuchen in negativer Form, daß gegen den 
Geſuchſteller nichts Nachtheiliges vorkommt, auszufertigen. 

In ſolchen Zeugniſſen iſt der Zweck, zu welchem das Zeugniß benöthigt 
mird, ſowie der Zeitpunkt der Ausſtellung desſelben genau anzugeben. 

Hiernach wollen Euer . . .. das Weitere gefälligſt veranlaſſen. 

—: fr!!! — 
Perſonalien. 


Seine Majeftät haben dem Adjuncten des Hafen- und Seeſanitäts⸗Capitanates 
in Zara Blaſins Coſta bei deſſen Penfionirung das goldene Verdienſtkreuz mit der 
Krone verliehen. 

Seine Majeftit haben dem Wundarzte Joſeph Urbaezek in Marburg das 
goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſter des Junern hat die Statthaltereiſecretäre Franz Freiherrn v. 
Menßhengen und Victor Ritter v. Pfersman n⸗Eichthal zu Bezirkshaupt⸗ 
männern in Nied.⸗Oeſterr. ernannt. ö 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Joſeph Joas zum 
Statthaltereiſecretar in Tirol ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Moriz Aſtl zum Statt⸗ 
haltereiſecretär extra statum in Böhmen ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Hafen- und Seefanitäts⸗Deputirten in Curzola 
Johann Crillanovich zum Hafen- und Seeſanitäts-Adjuncten in Raguſa ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat dem Privatbeamten Ludwig Kandler die im k. k. 
Staatsgeſtüte Radautz erledigte Wirthſchafts-Adjunctenſtelle verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat den Aſſiſtenten an der techniſchen Hochſchule in 
Brünn Dr. Leopold Weigert zum Adjuncten bei der chemiſch⸗phyſikaliſchen Ver⸗ 
ſuchsſtation für Wein- und Obſtb au in Kloſterneuburg ernanut. 

Der Ackerbauminiſter hat die k k. Förſter Engelbert Burok und Erneit 
Wiſokß zu Forſtcommiſſären in Dalmatien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Thomas Waitzenſteiner 
Hauptſteuereinnehmer in Salzburg ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Statthaltereiconcipiſten der 
mähriſchen Statthalterei Robert Freiherrn v. Hein zum Miniſterialconcipiſten im 
Miniſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 


zum 


Erledigungen. 


Bezirksſeeretärsſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft in Pribram mit der 
zehnten Rangsclaſſe bis 6. Juni (Amtsblatt Nr. 103) 

Bergphyſikereſtelle bei der Bergdirection in Idria mit der neunten Rangs⸗ 
claſſe eventuell eine Bergarztesſtelle und zwar erſtere mit 1100 fl. Gehalt und Quin- 
quennalzulage, Naturalquartier, 100 fl. Activitätszulage und 100 fl. Reiſepauſchale 
nebſt Holzdeputat, letztere mit 1000 fl. Gehalt, 150 fl. Reiſepauſchale und Natural— 
quartier bis Mitte Juni. (Amtsblatt Nr. 104) 

Rechnungsaſſiſtentenſtelle beim Rechnungsdepartement der ſchleſiſchen Landes- 
regierung. Concursterminsverlängerung bis Ende Bai. (Amtsblatt Nr. 105.) 

Bezirksarztesſtelle in Ober⸗Oeſterreich für die Bezirkshauptmanuſchaften in 
Linz und Perg mit dem Amtsſitze in Linz in der neunten Rangsclaſſe bis 10. Juni. 
(Amtsblatt Nr. 106.) 

Bezirksarztesſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft Hermagor in der neunten 
Rangsclaſſe bis Ende Mai. (Amtsblatt Nr. 106.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle in der neunten Rangsclaſſe für Nieder-Oeſterreich 
eventuell eine Statthalterei⸗Concipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bis 25. Mai. 
(Amtsblatt Nr. 108. 

Materialverwaltersſtelle bei der Idrianer Bergdirection mit der neunten 
Rangsclaſſe, Naturalwohnung und Activitätszulage von 100 fl. gegen Gantien. 
(Amtsblatt Nr. 108.) 

Seeretärsſtelle beim Landesculturrathe für Böhmen mit 3000 fl., einer Local⸗ 
zulage jährlich 400 fl. und Quinquennalzulage gegen Caution. (Amtsblatt Nr. 108. 
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Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


